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Stein am Rhein, 25. Juni 2025 

 

 

Stellenplanerhöhung Bereich Soziales 
 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1. Antrag 

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung: 

‒ Genehmigung der Erhöhung des Stellenplans im Bereich Soziales um 20 % per 1. Januar 2026 
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2. Das wichtigste in Kürze 

Im Bereich Soziales der Stadtverwaltung Stein am Rhein nehmen die fachliche Komplexität der Fälle und 

der administrative Aufwand kontinuierlich zu. Der Aufgabenbereich umfasst unter anderem den 

Regionalen Sozialdienst für vier Gemeinden, das Erbschaftsamt, die Kindertagesstätte und die 

Arbeitsintegration. Die verfügbaren personellen Ressourcen reichen nicht mehr aus, um sämtliche 

Aufgaben zuverlässig, fristgerecht und mit der nötigen Qualität zu erfüllen. 

Hinzu kommt, dass der Regionale Sozialdienst, im Gegensatz zu vielen anderen Gemeinden, die gesamte 

Buchhaltung vollständig selbst führt. Dieser Bereich beansprucht rund 25 bis 30 Prozent des verfügbaren 

Pensums. 

Ein geplanter personeller Wechsel ermöglicht die Überprüfung der Strukturen. Um einen nahtlosen 

Übergang zu gewährleisten und das wertvolle Fachwissen weiterzugeben, soll die Nachfolge frühzeitig 

rekrutiert und sorgfältig eingearbeitet werden. Aus diesen Gründen beantragt der Stadtrat bereits frühzeitig 

eine Stellenplanerhöhung um 20 Stellenprozente per 1. Januar 2026, um die Sozialhilfe nachhaltig 

leistungsfähig und professionell aufzustellen. 

3. Personelle Ist-Situation 

Im Bereich Soziales der Stadtverwaltung arbeiten derzeit drei Personen. Die Bereichsleiterin Soziales 

(100 % Pensum), eine Sachbearbeiterin (70 % Pensum) sowie eine Lernende im dritten Lehrjahr. Die 

Bereichsleiterin Soziales teilt ihr Pensum hälftig auf. 50 % entfallen auf den Regionalen Sozialdienst, die 

übrigen 50 % auf weitere Aufgaben im Bereich Soziales, darunter das Erbschaftsamt, die 

Kindertagesstätte, die Arbeitsintegration sowie mehrere zeitintensive Projekte. 

Der Regionale Sozialdienst betreut die vier Gemeinden Stein am Rhein, Hemishofen, Ramsen und Buch. 

Er übernimmt insbesondere folgende Aufgaben: 

– Anlauf-, Abklärungs- und Beratungsstelle für Hilfesuchende 

– Wirtschaftliche Sozialhilfe 

– AHV-Zweigstelle 

– Alimentenwesen 

4. Gründe für die Stellenplanerhöhung 

Komplexität der Fälle 

Die Fallkonstellationen in der Sozialhilfe und im Erbschaftswesen werden zunehmend komplexer und 

erfordern einen entsprechend höheren administrativen und beratenden Aufwand. Aufgrund der hohen 

Arbeitsbelastung im Regionalen Sozialdienst ist es aktuell nicht möglich, mit den unterstützten Personen 

regelmässige Gespräche zur Überprüfung der persönlichen und finanziellen Verhältnisse zu führen. In 

der Folge können einzelne Fälle nicht in der erforderlichen Intensität begleitet werden, was die gezielte 

und wirksame Unterstützung erschwert. Diese unzureichende Betreuung kann dazu führen, dass 

betroffene Personen länger auf Sozialhilfe angewiesen bleiben, was wiederum höhere Kosten für die 

öffentliche Hand verursacht. 
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Zeitkritische Gesuche 

Eine weitere Herausforderung in der Sozialhilfe ist die späte Einreichung von Unterstützungsgesuchen. 

Klientinnen und Klienten wenden sich häufig erst an den Regionalen Sozialdienst, wenn bereits eine 

akute finanzielle Notlage besteht. Solche Gesuche müssen mit hoher Priorität behandelt werden, 

wodurch andere Aufgaben zurückgestellt werden müssen. Für diese dringlichen Fälle müssen kurzfristig 

personelle Ressourcen bereitgestellt werden. Dies geschieht oft zulasten der kontinuierlichen 

administrativen Arbeiten wie etwa der Buchhaltung. 

Integrationsherausforderungen 

Flüchtlinge werden in den ersten sieben Jahren nach ihrer Einreise in die Schweiz vom kantonalen 

Sozialamt im Rahmen der Asylsozialhilfe betreut. Nach Ablauf dieser Frist gehen die Fälle in die 

Zuständigkeit der Gemeinden über und fallen unter die wirtschaftliche Sozialhilfe. Dieser Übergang 

bringt für die kommunalen Sozialdienste oft einen erheblichen Zusatzaufwand in der Fallführung mit 

sich. 

Die Zusammenarbeit mit den betroffenen Personen gestaltet sich vielfach anspruchsvoll. Gründe dafür 

sind unter anderem mangelnde Deutschkenntnisse sowie ein ungenügendes Verständnis der 

schweizerischen Strukturen und Gepflogenheiten, etwa im Bereich der Krankenversicherung oder des 

Mietrechts. Hinzu kommen häufig psychische Belastungen, die eine stabile Integration und 

Zusammenarbeit zusätzlich erschweren. 

Ressourcenengpässe 

Ein weiterer Faktor, der die Arbeit im Bereich Soziales aktuell erschwert, betrifft die 

Stellvertretungsregelung. Die Sachbearbeiterin ist im Teilzeitpensum von 70 % angestellt, und die 

Lernende Person ist im Durchschnitt an zwei Tagen pro Woche abwesend. Die dadurch entstehenden 

Stellvertretungsaufgaben liegen bei der Bereichsleiterin, was mit einem erheblichen Zeitaufwand 

verbunden ist. 

Wenn die Bereichsleiterin beispielsweise an Sitzungen oder Tagungen teilnimmt, kann es vorkommen, 

dass der Schalter zeitweise unbesetzt bleibt. In solchen Fällen übernimmt die Stadtkanzlei den Schalter- 

und Telefondienst, was eine zusätzliche Belastung für diese Abteilung bedeutet. 
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5. Vergleich mit anderen Sozialdiensten im Kanton Schaffhausen und messbarer Mehraufwand 

Zur Einordnung der personellen Situation im Regionalen Sozialdienst Stein am Rhein lohnt sich ein Blick 

auf vergleichbare Gemeinden: 

Sozialdienst Einwohnerzahl Fallzahlen Stellenpensen Buchhaltung 

Stein am 

Rhein/Hemishofen/Ramsen 

und Buch 

6'279 74 120 % Sozialdienst 

Beringen/Löhningen 6'800 Unbekannt 170 % Sozialdienst 

Thayngen 5'885 39 120 % Zentralverwaltung 

Neuhausen 11'848 250 385 % Zentralverwaltung 

Klettgau 9'787 85 200 % Zentralverwaltung 

Hinweis: Die Fallzahlen allein sind nur beschränkt aussagekräftig, da einzelne Fälle deutlich mehr 

Ressourcen beanspruchen können als andere. Ebenso unterscheiden sich die Aufgabenprofile der 

Sozialdienste – insbesondere im Bereich der Buchhaltung. 

Einordnung der Zahlen und Begründung des zusätzlichen Bedarfs 

Der Vergleich mit ähnlich grossen Gemeinden zeigt, dass der Personaleinsatz im Regionalen Sozialdienst 

Stein am Rhein trotz vergleichbarer Anforderungen unterdurchschnittlich ist. Besonders deutlich wird der 

Unterschied im Bereich der Buchhaltung. In Stein am Rhein werden sämtliche Buchhaltungsaufgaben 

(Kreditorenbearbeitung, Auszahlungen, Monatsabschlüsse usw.) vollständig innerhalb des Sozialdienstes 

erledigt. In den meisten anderen Gemeinden (z. B. Thayngen, Neuhausen sowie Klettgau) übernimmt 

diese Aufgaben die Zentralverwaltung ganz oder teilweise. 

Gemäss interner Einschätzung beansprucht die Buchhaltung im Regionalen Sozialdienst rund 25 bis 

30 % des gesamten Pensums. Dieser Aufwand ist im Stellenplan bislang nicht zusätzlich berücksichtigt, 

in anderen Gemeinden hingegen wird er durch die Entlastung via Zentralverwaltung abgefedert. 

Die alleinige Mehrbelastung durch die Buchhaltung erklärt somit bereits den beantragten Mehrbedarf 

von 20 %, ohne die weiteren im Antrag genannten Herausforderungen wie Fallkomplexität, 

Stellvertretungsregelung oder den Mehraufwand bei Flüchtlingen zu berücksichtigen. 

6. Finanzielle Auswirkungen 

Die beantragte Stellenplanerhöhung um 20 Stellenprozente entspricht 0.2 Vollzeitstellen. Daraus 

resultieren zusätzliche jährliche Personalkosten von rund CHF 23'000.00 (inkl. 

Sozialversicherungsabgaben). 

Diese Mehrkosten werden im Budget 2026 abgebildet und stellen aus Sicht der Verwaltung eine 

notwendige Investition in die Funktionsfähigkeit des Sozialdienstes dar. Sie ermöglichen nicht nur eine 

professionellere Fallbearbeitung, sondern auch die termingerechte Erledigung administrativer Aufgaben 

wie Buchhaltung und Abrechnungen gegenüber der Finanzverwaltung. 

Zudem ist davon auszugehen, dass eine intensivere Fallführung und schnellere Bearbeitung von 

Sozialhilfegesuchen mittelfristig zu einer Verkürzung der Unterstützungsdauer und somit zu tieferen 

Gesamtkosten führt. Auch die Entlastung anderer Verwaltungsbereiche (z. B. Stadtkanzlei, 

Finanzverwaltung) ist als indirekter finanzieller Nutzen zu berücksichtigen. 
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Die bestehenden Leistungsverträge mit den angeschlossenen Gemeinden werden parallel zur 

Stellenplanerhöhung überprüft und, wo erforderlich, an die veränderten Rahmenbedingungen und den 

effektiven Aufwand angepasst. Ziel ist eine faire und transparente Verteilung der Kosten sowie eine 

langfristig tragfähige regionale Zusammenarbeit. 

7. Umsetzung und Nachfolgeplanung 

Die langjährige Mitarbeiterin im Bereich Soziales wird im März 2026 pensioniert. Um einen nahtlosen 

Übergang und eine sorgfältige Einarbeitung der Nachfolge sicherzustellen, möchte der Stadtrat frühzeitig 

handeln und beantragt daher bereits jetzt die entsprechende Stellenplanerhöhung. 

Mit einer frühzeitigen Genehmigung kann die Rekrutierung im Herbst 2025 erfolgen, sodass die neue 

Person idealerweise Anfang 2026 die Stelle antreten kann. Dadurch wird eine geordnete Übergabe 

gewährleistet und wertvolles Fachwissen kann ohne Unterbruch weitergegeben werden. 

8. Mögliche Folgen bei einer Nichtgenehmigung 

Sollte die beantragte Stellenplanerhöhung nicht bewilligt werden, kann die Stadtverwaltung die 

vielfältigen Aufgaben im Bereich Soziales weiterhin nur unter grossem Druck bewältigen. Die 

zunehmende fachliche Komplexität und die konstant hohe Fallbelastung erfordern eine intensivere 

Betreuung, welche im bisherigen Pensum nicht mehr abgebildet werden kann. In der Folge ist mit 

längeren Unterstützungsdauern, erhöhten Kosten für die öffentliche Hand sowie einer weiteren 

Belastung angrenzender Verwaltungsbereiche zu rechnen. 

Die geplante Pensionierung im März 2026 erfolgt unabhängig vom Antrag. Sie bietet jedoch die 

Gelegenheit, den strukturellen Bedarf im Sozialdienst gesamthaft zu prüfen und die personellen 

Ressourcen entsprechend anzupassen. Ohne die beantragte Stellenplanerhöhung bestünde das Risiko, 

dass die Nachfolgeperson unter ungünstigen Bedingungen startet und von Beginn an stark überlastet 

wird, mit negativen Auswirkungen auf die Einarbeitung, die Arbeitszufriedenheit und die Kontinuität der 

Fallarbeit. 

9. Empfehlungen des Stadtrats 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Stadtrat empfiehlt dem Einwohnerrat, der beantragten Stellenplanerhöhung um 20 Stellenprozente im 

Bereich Soziales per 1. Januar 2026 zuzustimmen. Die zusätzlichen Ressourcen sind notwendig, um den 

gestiegenen fachlichen und administrativen Anforderungen gerecht zu werden, die Qualität der Sozialhilfe 

langfristig sicherzustellen und die Leistungsfähigkeit des Bereichs dauerhaft zu sichern. 

 

STADTRAT STEIN AM RHEIN 

 

 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 



EINWOHNERRAT STEIN AM RHEIN 
 

Einwohnerrätliche Kommission 

Soziales, Gesundheit, Betreuung, Bildung, Kultur, Wirtschaft: SGBBKW 

 

Vorsitz: Ruth Metzger 

Mitglieder:  Simone Good, Peter Keller, Niels Müller, Marco Suter (entschuldigt) 

 

Stein am Rhein, 08. September 2025 

 

Bericht und Antrag der Kommission SGBBKW zur Stellenplanerhöhung im Bereich 
Soziales um 20 % 
 
Bericht: 
 
Die Kommission SGBBKW hat sich an ihrer Sitzung vom 8. September 2025 mit der Vorlage 
des Stadtrats zur Erhöhung des Stellenplans im Bereich Soziales um 20 % per 1. Januar 2026 
befasst. Die Kommission diskutierte die Vorlage eingehend. 
 
Die Kommission anerkennt, dass die Komplexität der betreuten Fälle in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen hat. Einzelfälle benötigen heute wesentlich mehr Abklärungen und 
Koordination. Durch die enge Begleitung der betroffenen Personen können gezielte 
Massnahmen getroffen und Unterstützungsleistungen wirksamer eingesetzt werden.  
 
Besonders gewürdigt wurde die Organisation, wonach eine Betreuungsperson einen Fall von 
Anfang bis Ende führt. Dies ermöglicht effiziente Abläufe, vermeidet Doppelspurigkeit und 
trägt zu einem besseren Verständnis der individuellen Situationen bei. 
Die Kommission würdigte auch die bisherigen Optimierungen, wie die Integration der 
Finanzführung direkt im Bereich Soziales. Dadurch können Entscheidungen schneller und 
umfassender getroffen werden.  
 
Die Kommission sprach sich einstimmig für die Stellenplanerhöhung aus.  
 
 
Antrag: 
 
Die Kommission SGBBKW beantragt dem Einwohnerrat, der beantragten Stellenplanerhöhung 
im Bereich Soziales um 20 % gemäss Vorlage des Stadtrats zuzustimmen. 
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